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§ t 

Nach § 242 BStGB. ist Objekt des DielNStaJils eine fremde 

bewegliche Sache. . 

Nach dem überwiegenden Sprachgebrauch des Reichs- 
stra^esetzbuches ist unter „Sache'' eine ltdrperliche Sache zu 
yerstehen, also nicht z. B. Bechte, Masdiinenkraft etc» Dieses 
allgemein anerkannte Begriff^erkmal wnrde früher ') mif^ 
yerstandeu und man wollte Luit, (Jas und auch Wasser als 
•eine körperliche Sache nicht anerkennen. Demgemäfs leugnete 
man grnndsätzlich die Möglichkeit eines Wasserdiebstahls. 

Da& diese Anfbssnng eine irrige war, bedarf keiner be- 
-sonderen Anseinandersetzang — kdner der drei Aggregatzn- 
stände schliefst die Körperlichkeit aus — und man ist jetzt 
auch vollkommen klar darüber, dafs Wasser genau ebenso 
-eine körperliche Sache sei, wie Eis oder irgend ein anderer 
Gegenstand. Es würde ja auch den thatsächUdien Yerhftlt- 
nissen geradezu entgegen sein, wollte man den strafrechtlichen 
Eigeiitumsschutz dem Wasser versagen, das doch z. B. als 
Leitungswasser käullich erworben und als Trinkwasser müh- 
;Bam auf Berghotels geschafft oder als Heüqnelle gefaM so- 

1) Schw. 8. Aufl. ^ 242. — Vj^l Eatseheidniiff des österreichiBehen 
Kaasationshofes in J. BL 1876. Mr. 21. 

») 0. 872. 

») Weiter noch, wie es scheint, Lueder 69 : „Jurüiiscb ist alles . . . 
•diiA kSxperliche Sache, was ohne Recht za sein, Yttmügeiiaobjelit Mia 
Jmm . . . anoh wenn die Fhyaik den Begriff in eng Cabte." 
AMaadlaagen des kriminalistiMdifln Seminaia IV. 1 
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j^ar ein teuer bezalilter Handelsartikel ist ! In der Litteratur 
findet sicli denn aucli keine entgegenstehende Ansicht mehr 
und ebenso hat auch die Bechtsprechung ^) ilbereiiutimmeiid 
die richtige Memnng zmn Ausdruck gebracht 

Immer wird dabei hen^orgehoben, dafs, um Verurteilung 
wegen "\\'asserdiebstahls zu begründen, natürlich auch die 
übrigen Begiiffsmerkmale gegeben sein müssen; und während 
das Erforderais der „Beweglichkeit", als bei Wasser selbst- 
. Yerstüiidlich vorhanden, unerwähnt bleibt, wird es noch be- 
sonders betont, dass das Wasser nicht mehr Gemeingut sein 
dürle, als \v( Iches es olt erscheint, sondern durch Übergang 
in das Privateigentum zu einer fremden Sache geworden sein 
müsse. 

1. 

Nach § 242 StGB, mnft das Objekt des Diebstahls eine 

fremde Sache sein, d. h. die Sache mufs im Eigentum eines 
andern stehen. An herrenlosen Sachen, an res commnnes 
omnium und res nullius, ist Diebstahl ausgeschlossen : die Mög- 
lichkeit desselben ist erst dann gegeben j wenn die Sachen 
ihre öffentliche Natur verloren haben und in das Privateigen- 
tum übergegangen sind. 

Ob dieses der Fall ist, mufs zivilrechtlich 
untersucht werden; einen andern Ma&stab der Beur- 
teilung gibt es nicht, denn sobald man hinsichtlich der lägen- 
tnmsfrage die zivüreehtUchen Gmndsfttxe nicht mehr als maüb- 
gebend behandeln wollte, so würde man damit jeden positiven 
Boden verlassen und sich im Gebiet willkürlicher Konstruk- 
tionen verlieren. Mit vollem Becht lehnt daher das Beichs- 

*) ÜT. 9. Jan. 1863. 11. April 1866. St. 8. 178. ßB. 14. 181. Ojpp. 
19. 61. 

«) HB. HL 604. V. 414. 
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gericht*) dBe Benrteilnng „in strafrechtlichem Sinne" ab; 
ein strafreclitliches Eisfentum gibt es iibeiiiaupt nicht. Ganz 
allein entscheidend sind, wie gesagt, für die Eigentumsfrage 
die Zivilgesetze und zwar in jedem Falle die einschlftgigen^ 
sodafs bei Örtlicher Verschiedenheit derselben andi eventneU 
(las Ergebnis für das Stral'reclit in verschiedenen Gegenden 
ein anderes werden kann.') 

80 ist denn auch für die vorliegende Frage aof Grund 
des Zivilrechts zu untersuchen, unter welchen V<»raus8etzungen 
denn Wasser im privaten Eigentum steht, wann also über- 
haupt die Möglichkeit eines Wasserdiebstahls gegeben ist. 

In den meisten Fällen wird diese Untersuchung irgend- 
welchen Schwierigkeiten nicht begegnen. 

In abgeschlossenen Keservoirs, In Bronnen, gefkCsten 
Quellen und auch sonst überall, wenn eine Absonderung und 
Ergreifung stattgefunden hat, steht das Wasser zweifellos in 
Privateigentum.^) Umgekehrt kann bei dem Meere, bei Seeen 
und natfirlich flieHaenden Gewässern von Privateigentum an 
der Wassermenge als solcher keine Rede sein,*) und unbe- 
l'ugte Wasserentnahme könnte sich hier niemals als Wasser- 
diebstahl qualifizieren. Sehr zweifelhaft dagegen kann diese 
Frage werden bei den künstlichen Wasserl&nfen, den Wasser- 
leitongen und Kanälen, und gerade hier ist die Frage nach 
der Möglichkeit eines AVasserdiebstahls schon (»fters von prak- 
tischem Interesse geworden, ohne dafs dieselbe eine grund- 
sätzliche Erledigung gefunden hätte.*) 

Steht das Wasser eines Kanals in dem Privateigentum 
des Kanaleigentümers ? 

Nach allgemeinen Grundsätzen müfste das Kanalwasser 



•) 18. Dezember 1888. BR. V. m 

') Dickel 25. 

•») Demhttrg. I. § 252 fT. 

•) JBl. 1876 Nr. 21. Opp. 11. 492. GA. 18. 786. 
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als Teil des Kanals auch unbedingt in dem Eigentum des 
Kaoaleigeiitttmen stehen : anders jedoch bei der eig^tttmlichea 
Gestaltiing des Waaserrechts. Damit, dafo der Kanal ESgai- 

tum z. B. einer Genossenschaft ist, wird znnftchst nur gesagt, 
dafs er ein privater im Gegensatz zu einem öffentlichen sei, 
keineswegs wird damit das Eigentum an dem Kanalwasser in 
dem gewöhnlichen Sinne des Zivibechts bestimmt*^) Das 
Eigentom an Gewissem ist eben ein ganz besonderes eigen- 
artiges und nicht identisch mit dem gewöhnlichen Begriff 
Durch „Eigentum" an (icwässern wird bezüglich des Wassere 
nur eine gewisse Gestaltung der Nutzungsrechte bestimmt, 
nicht aber, daran ist festzuhalten, Eigentam in technischem 
Sinne. Es ergibt sich diese Sondergestaltnng des Wasser- 
rechts aus der eigentümlichen Natur des Wassers selbst, 
welches zunächst des Eigentums unfähig erscheint: solange 
das Wasser in frei flielSsendem Zustande sich befindet, ist die 
Welle unfiftlhbar und entzieht sich dem Priyatrecht; sie ist 
notwendig herrenlos im Öffentlichen wie im privaten Flnfis 
Es bleibt daher die Frage, ob Kanal wasser in ausschliefs- 
lichem Privateigentum stehe, auch dann noch eine offene, wenn 
die private Nator des Kuials selbst feststeht; ein anderer 
Gesiditsponkt kommt hier Tiehnebr zur Geltung. 

Erst durch Einfangen und Beherrschen nimmt man der 
flutenden Welle ihre eigenartige Natur und läist sie dem ge- 
wöhnlichen Privateigentum untervrorfen erscheinen; durch 



So kann z. B. em Mühlkanal, der aus einem öllentlichen Flufs 
kommend eine Mühle treibt und in den Grenzen desselben Müllers in den 
Hob corüokkehrt, diesem Grandbesiteer gehdrem, und dooh ist dieser 
nicht Eigentomer des Wassers, sondwn nur Nntningsbereehtigter. YgL 

Stobbe I. § 612. A. 44 und die dort Zitierten. 

Auch der „Entwurf eines Preufsischen Wassergesetzes von 1894" 
schafft ein Privateigentum an gewissen Gewä?^sern, aber „ein Eigentum 
ganz eigenartiger Art, indem er durdi andere Bestimmungen dieses 
Eigentum aller charakteriälisc-Uen Merkmale entkleidef^. Arnim S. 2 
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(Unpation also wird an Wasser, wie auch an andani herren- 
losen Sachen, Eigentum begründet. 

Auf diesem allgemeinen Gnmdsate beruhen auch die 
wenigen gesetsdichen Bestimmungen, welche die spezielle 

Frage nach dem Eigentum an Kanalwasser regeln,*'^) meistens 
ohne jedoch klar znm Ausdruck zu bringen, wann denn 
eigentlich eine Okkupation an Kanalwasser vollzogen ist» und 
in der Mehrzahl der Staaten fehlt es ftberhaupt an jedon dies- 
bezfiglichen Hinweis. Es bleibt zweifelhaft, ob nur durch 
völliges EinscMiefeen im Kanal Kanahvasser okkupiert werde, 
ob schon durch Aufstauen, oder ob sogar und wann in diesen 
Fällen an flieüsendem Kanalwasser Eigentum im technischen 
Sinne bestehen kann. 

Hierüber ist dalier eine Untersuchung anzustellen, die aus- 
zugehen hat von dem unzweifelhaft richtigen Satz, dafs die 
Okkupation des Wassers thatsftchlieh vollzogen und rechtlich 
zulässig sein muüi, damit Eigentum an ihm begrOndet werde. 

1. Die Okkupation muis thatsächlich vollzogen sein. 

Biese Vollziehung kann keinem Zweifel unterliegen, sobald 
das Wasser im Kanal auf||;esammelt und durch Schleusen vOllig 

eingeschlossen ist. Dann würde der überall preschlossene Kanal 
ein Keservoii-, gleichsam ein groljses Geföls darstellen, sodass 
die Okkupation des Kanalwassers eine vollkommene und ganz 
zweifellose wftre. Darfiber, dafe derartig aufgefangenes und ge- 
sammeltes Wasser in dem unbeschränkten Eigentum des 
Kanaleigentümers sich befinde, besteht auch völlige Uberein- 
stimmung. Zweifelhafter kann die Okkupation erscheinen, 
wenn das Wasser nicht völlig eingeschlossen, sondern nur ge- 
staut ist, wie z. B. bei einem Bewässerungskanal, dessen obere 
Schleuse offen bleibt, damit sich das Wasser sofort erneuere, 
wenn ein Teil des Kanaiwassers auf die zu bewässernden. 

») Vgl. S. 9 f. 
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Wiesen abgpelassen wird. Bideesen Ist ein Unterschied fftr die 

Frage der Okkupation aiicli hier nicht vorhanden. Sokinge 
von dem Wasser nichts abgelassen wird, bleibt das Kanal- 
Wasser von dem den Kanal speisenden Gewteer gmian so mi- 
beeinflnfet» als wenn eine Schleuse zwischen beiden Das 
in LcitungsrCdiren einer städtisclien Wasserk^timir behndliche 
Wasser steht sicher im Privateigentum, niemand ^\ird darau 
zweifeln. Nimmt man den immerhin m^lichen Fall an, daili 
die Leitnng das Wasser eins öffentlichen Flusses ohne Filtration 
direkt der Stadt zuführt, so kann doch darin kein Unterschied 
für die rechtliclie lienrteihmg' gefunden werden, dafs das 
Wasser zunächst in einem Kanal „aufgestaut'^ ist» ehe es sich 
in das Böhrennetz yerteilt Also anch Stannng des Kanal- 
wassers stellt eine Okkupation desselben dar. Bann ist es 
aber auch weiter gleichgtiltif?- . wenn bei dem beispielsweise 
angefühlten Bewässerungskanal die Seitenschleusen offen wai*en 
und das Wasser sich gleichzeitig aus dem Flulk erneuerte, so- 
dafe es den Kanal durchströmt Auch dann ist die in jedem 
Moment im Kanal befindliche Wassermenge okkupiert, das 
Flielsen kann daran nichts ändern. Nimmt man au, der bis 
dahin geschlossene leere Kanal werde mit der oberen Schleuse 
geöffiiet und fiUle sich mit dem hereinströmenden Wasser, so 
geht ohne Zweifel eine Okkupation dieses Wassers vor sich, 
nicht anders, als wenn man es in einen Topf schöpft och'r in 
ein Reservoir pumpt. Umgekehrt angenommen, der Kanal sei 
gefüllt und da der Spiegel des ihn speisenden Flusses unter das 
Niveau des Kanals sank, audi oben geschlossen und die Wiesen 
werden jetzt seitlich berieselt, so kann es doch nicht dem 
geringsten Zweilei unterliegen, dafs das in jedem Moment im 
Kanal befindliche Wasser im Eigentum des Kanaleigentümers 
verblieben ist Dann erscheint es aber auch unerfindlich, wes- 
halb bei einer Kombination beider Möglichkeiten, bei einem 
DurcMieDsen des Wassers durch den Kanal, die rechtliche Be- 



i^iyiu^cd by Google 



7 

nrteilung eine andere werden sollte. Ist das Kauahvasser 
Privateigentum, wenn die obere iSclüeuse otten ist ; ist es Eigeu- 
tum, wenn die Seitenschleusen offen sind, so bleibt es auch 
Eigentam, wenn alle Schleusen gleichzeitig offen sind. Ebenso 
wie das geleitete Flnläwasser, das gegen Bezahlung in die 
Häuser geführt wird, nicht aufliört Eigentum zu sein, wenn 
in den Häusern Wasser entnommen wird und dadurch das 
Wasser im ßohrsystem in FluDs gerät Ob das Wasser steht 
oder f&eüty ist also, wie an diesen Beispielen nachgewiesen 
wurde, tür die Frage der Okkupation durchaus gleichgültig.*'*) 

Wenn nun aber Kanalwasser, wie gezeigt wurde, bald im 
Eigentum stehend, bald frei erscheinen kann, so brancht man 
notwendig ein sicheres Kriterium dafür, wann man Okkupiert- 
sein des Wassers aiiiieluiieii darf. Dieses Kriterium ist 
die Art der Verwendung des Kanalwassers: Ist es 
nur zum Gebrauch bestimmt^ so bleibt es freiflieHsend auch in 
künstlichen Gerinnen, es bleibt die unfiükbare Welle, welche sich 
der Herrschaft des Privatwillens entzieht, so in dem bereits er- 
wähnten Falle, wenn Kauahvasser eine Mühle treibt. Andei-s 
dagegen, wenn das Wasser verbraucht wird und zu diesem 
Zweck in den Kanal geleitet ist Dann erst kann man von 
einem Abfengen, einer Okkupation, einer wirklichen Beherr- 
schung auch des fliefsenden Wassers sprechen, dann erst ist 
liligeutum au demselben begründet 

2. Dabei ist immer vorauszusetzen, da& die Okkupation 
rechtlich znlftssig ist, denn sonst wird an dem okkupierten 
Wasser Eigentum nicht begründet.^*) 

Grundsätzlich ist nun allerdings die Okkupation von öüeut- 

^ BomagnoBi TUL nEine bestimmte fliefsende 3Iongc im Eigeutam 
moea Privatmanns befindlich ist in Bezug auf das Eigentum wie eine be- 
stimmte nicht fliefsende ntrf' anzusehen." 

'*) Nat-h der herrsdu luleu Ansicht wird der unbefugt Okkuj)iercnde 
nicht Kigentiimer, sondern die Sache bleibt nach wie vor herrenlos. 
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lichem Wasser freigegeben, aber der Staat hat im Interesse 
der AUgemonheit das Becht» den Verbrauch des Allgemem- 
gntes zu überwachen und m regeln. Daher ist bei An- 
lagen , die einen besonders starken Anspruch an das All- 
gemeingut machen, der Umfanof des Okku])ationsrechtes durch 
Gesetz oder staatlich zu erteilende Konzcssidu festgesetzt So 
gibt der Staat einem Müller mit der Erlaubnis einen Kanal 
zum Mflhlenbetriebe abzDlelt«Ky nur ein Gebranchsrecht» keines- 
• Wegs aber Okkupationsbeftignis. Auch durch gänzliches Ein- 
schliefsen des Kanalwasst^is könnte dann der Müller nie 
Eigentum an demselben begründen. 

Die Frage nach der rechtlichen Befugnis fällt daher mit 
der thatsAchüchen zusammen, ob das abgeleitete Wasser zum 
Verbrauch oder Gebrauch rechtmäfsig bestimmt ist. Wenn es 
nur gebraucht werden darf, so liat der Ableitende eben kein 
Okkupationsrecht und auch völliges Einschlieüsen des Wassers 
im Kanal begründet kein Eigentum; ist es zum Verbrauch 
bestimmt) so ist es im Kanal okkupiert, gleichgültig, ob es 
steht oder fliefst. 

Als Kesultat der Ausfühi'ungen ergibt sich demnach: da- • 
mit an Kanalwasser Eigentum begründet sei, ist es noch nicht 
genügend, date der Kanal ein privater sei, ist es gleichgUtig» 
ob das Wasser eingeschlossen, aufgestaut oder iiieltond 
ist: entscheidend bleibt immer nur die rein thatsächliche 
Frage, ob das Wasser nur als aqua i)rufluens geleitet den. 
Kanal durchfliefst, oder ob es wirklich abgefangen und be- 
herrscht erscheint: Eigentum an Kanalwasser ist 
dann begründet, wenn es zum Verbrauch be- 
stimmt ist. 

Dieses sclieint derjenige Gesichtspunkt zu sein, welcher 
in jedem Falle ein rechtlich und thatsächlich beledigendes 
Besultat ergibt und der auch den bestehenden Einzdrechten 
gegenüber festgehalten werden kann. 
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1. Nach gremeinem Becbt ist aqna dncta Eigentmn 

des Griindeigfenttimers oder Servitutberechtigten. Doch nur 
diejenige aqua ducta, „welche bestimiiit ist, aufbewahrt oder 
ganz oder teilweise erschöpft zu werdend 

2. Das Allgemeine Landrecht ist imklar nnd wirft 

Privatflüsse mit künstlichen Wasserabzügen zusammen unter 
dem Namen Kanäle.^®) Eigentum an dem AVasser besteht 
nicht Das Gesetz vom 28. Febr. 1843 spricht wohl von 
Friyateigentiim, beschränkt es aber im öffentlichen Interesse: 
die Frage nach dem (technischen) Eigentum an dem Wasser 
wü'd nicht gelöst, sie ist daher nach den allgemeinen oben 
ausgeführten Grundsätzen zu entscheiden. 

3. Besondere Wassergesetze bestehen in 16 deutschen 

Bundesstaaten.^*) Soweit sie die hier interessierende Frage 
nach dem Eigentum an dem Wasser regeln, ist das Besultat 
mit dem obigen übereinstimmend. 

1, Bayern. 

Gesetz über Wasserbenutzung vom 28. Mai 1852. 

Art 33 : Zum Privatogentum gehören . . künstliche Eanftle. 

S. Sachsen-Koburg-Gotha. 

Gesetze Tom 12. April 1859 und 7. Februar 1871. 

§ 4. „Das Wasser iu den Kanälen gehört dem Kanal- 
eigentümer." 

8* Sachsen-Altenburg. 

Gesetz vom 18. Oktober 1865. 

§ 5. ,,£analwasser, soweit es zum Verbrauch bestimmt 
ist, steht im Eigentum des EanaleigentQmers.^ 



Hesse in J.T. VIL 211. 
Nieberding 60. 
A. a. 0. 239. 
") Vgl. Neubauer. 
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4. Braanschweig. 

Gesetz vom 20. Juni 1876 

nennt die Kanäle Privatgewässer, versteht damit aber nicht 
Eigentum im technischen Sinne. Es wird also die inter- 
essierende Flage nicht entschieden. 

5. Hessen. * 

Gesetz, die Bäclie und nicht ständig flieüsendeu Gewässer 
betr., Yom 30. Juli 1887. 

Art 4: Ln Prlyateigentom stehen die zu Privatzweeken 
künstlich angelegten Wasserläufe und Kanäle. 

6* Beufs. 

Gesetz, betr. Benutzung des Wassers, vom 6. April 1872. 

„Das Wasser in Kanälen, welches zum A'erbrauch be- 
stimmt ist, gehört demjenigen, welcher die zur Führung jener 
Anlage erforderliche Grundfläche oder Servitut erworben hat** 

7. Baden- 
Gesetz, die Bäche und nicht ständig flieHsenden Gewässer 
betar., yom 30. Juli 1887. 

Art 4 : „Im Privateigentum stehen die zu Priyataswecken 

künstlich angelegten Kanäle." 

Einige Gesetze bestimmen also völlig präzis, dafo nur das 
zum Verbrauch bestimmte Eanalwasser Eigentum sei, andere 
sprechen allgemeiner ftberhaupt von Eanalwasser. Bafis nicht 

jedes Kanalwasser in Eigentum stehen kann, ist vorher aus- 
geführt worden; es sind daher zum richtigen Verständnis die 
allgemeiner gehaltenen Bestimmungen restriktiv zu inter- 
pretieren, sod&fe man zu dem oben angestellten allgemeinen 
Grundsatz gelangt Über die Bichtigkeit dieser Einschränkung 
kann bei ihrer sachliclien Notwendigkeit kein Zweifel be- 
stehen und die Litteratur ist über diesen Punkt, soweit er 

z. u. 65. 
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überhaupt berührt wird, vollkommen einig. Überliaupt sind 
über die oben behandelte Frage auch in der Kechtsprechung 
und litteratiur die Ansichten meist gnmdsätzlich ftberein- 
stinimend, ohne Jedoch immer mit der nötigen Konsequenz 
durchgeführt zn sein.°<^) 

Ganz den oben vertretenen Standpunkt bringt Rauda 
zum Aufdruck, wenn er zu § 4 des österreichischen Wasser- 
gesetzes hemerkt: „Was die Ean&le anhetrift, so sind nnr 
diejenigen [als Privateigentum] verstanden, in welchen das 
Wasser abgefangen und gleich andern stehenden Gewässern 
der Herrschaft unterworlen erscheint . . . Der Gemeingebrauch 
hört nur auf, wenn das Wasser behufs Verbrauchs abge- 
&ngen (okkupiert) wird*'.'*) 

Ob nun Kanalwasser zum Gebrauch oder Verbrauch be- 
stimmt ist, wird auf Grund der thatsächlichen Verhältnisse zu 
entscheiden sein; kontrovers ist die Auffassung bei den zur 
Bewilsserung dienenden Eanftlen. 

In dem oben erwähnten Falle führte die Verteidigung 

Vgl. die Entwüleidimgen in Seufferta Ardüy 14. 201. und 18. 5, 

welclie die Notwendigkeit einer Okkupation des "Wassers zur Eigentums- 
bcf^ründung betonen. Ferner Heimhach in WR. „Jede der Herrschaft 
des Privatwillens unterworfene aqua pcrcnnis gilt als Teil des Privateigen- 
tums, gerade so wie Wasser, das mittels eines (ietafses ans einem Flufs 
geschöpft wird." GA. 18. 409. „Das iu Kuuinen, welche es absondern, 
eingescUosaene Wasser**. Femer Barm in Z. 1077. 8. 77. 
Eigentnmsredit S. 78. 

**) Den Walteren Anafuhrangeii Bandaa B. 80 kenn ieh nidit zn- 
stimmen. Die Behauptung, dafs Wasserleitungen (Kanäle) nur am ge- 
sehlossenen Privatgewässern volles Eigentum an dem Wasser or<»-eben, 
kann doch nur so verstanden werden, dafs das eigentümliche l'rivatwasser 
auch bei dem WeiterU iten Eigentum bleibe, dafs dagegen bei den Leitungen 
aus öffentlichen (icwässern die allgemeinen auch von Sanda ausdriUddldi 
bestätigten GrundaStse der Okkupation Plate greifen. Wie wollte man 
sonst X. B. das zweifellose Eigentum an Wasserieitnngswasser begründen 
wenn die Leitung öflentliches Wasser unverarbeitet führt? — Überein- 
stimmend mit dem Text FoUwem 38: »Der Ursprung des Wassers ist 
gleicbgiltig/' 

") (jrA. 18. 786. 
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aus, dafs bei einer Rückleitung des Kaiialwass^irs nach der 
Berieselung, wie sie bei Bewäsaemngwvnlagen die Begel ist^ 
nur ein Gebraneh des Kaoalwassen vorliege, nicht ein Ver- 
branclL Die Okkupation vollziehe sich erst dnreh das Anf- 
^sogenwerden des A\'as.sors und sei ;iucli nur soweit zulässig. 
Auf demselben Standpuidct scheint auch das Reichsgericht**) 
zn stehen, den es mit der Verpflichtimg des Ableitenden, das 
nicht verbranchte Wasser wieder znrflckznf&hren, begründet: 
,,WoUte man der Ansicht zustimmen, daüls das abgeleitete 
Wasser in das Eigentum des Ableitenden übergeht und dafs 
dieser niithiu über das nicht verbrauchte Wasser frei vei'- 
fUgen dürfe, so würde von einem Mitbenntznngsrecht des 
unteren Anliegers [des den Kanal speisenden Flusses] keine 
Eede sein, sondern lediglich das Belieben des Kanaleigentümers 
darüber entscheiden, ob er dem letzteren, selbst unter Ände- 
rung des natürlichen Wasserlaufes, den Gebrauch des A\'assers 
ganz entziehen wollte. So ist es denn von der Doktrin an- 
erkannt» da& . . der obere Anlieger wegen seines beschrftnkten 
Gfebrauchsrechts das von ilnn nicht benutzte Wasser dem 
Flusse wieder zuluhi-en müsse." So unbesti'eitbar diese Ver- 
pflichtung ist, so wenig sind es die übrigen Ausführungen der 
Entscheidung. Die Verpflichtung zur Bflckleitung spricht 
m. E. keineswegs gegen die Möglichkeit einer Eigentums- 
begründung an dem Kanahvasser. Dieselbe soll vielmelir nur 
eine Gai'antie darstellen gegen Übersclu'eiten der Okkupations- 
befugnis, sie soll verhindern, dafe auf Grund des nicht zu 
kontrollierenden Bieselbedfirfiiisses der ganze Wasserlauf ver- 
ändert wird. Soviel die Wiesen aufhehmen, soviel der Kanal 
fafst, kann der Betreifende okkupieren, mehr aber nicht 
und damit er es nicht doch thut, ist er zur Rückleitung 
verpflichtet Es kann keinem Bedenken unterliegen, dafo 



«*) RE. 8. 138. 
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der Eigentümer des Kanals diesen füllen und scliliefsen darf, 
' itm dann in trocken» Zeit das Wasser ganz allmäiüidi den 

Wiesen znznfUiren, gleichyiel ob BftcUeitDngsveipfliditnng 
'besteht oder nicht. Dieses Wasser wäre dann doch sieher za 

I 

völligem Verbranch okkupiert und somit Eigentum des Kanal- 
besitzers. Wenn das Beichggencht also nur dann Eigentums- 
begilkndang annimmt, wenn der Verbrauch ein völliger ist, 
dagegen keine EigentomsbegrUndung, wenn das Wasser teil- 
weise wieder abfliefst, so ergeben sich daraus sehr bedenk- 
liche Konsequenzen. In trockenen Jahren wüi*de das Kanal- 
wasser, das, kaum genügend um die Wiesen zu sättigen, völlig 
«u^gfesogen wird, Eigentum sein, sonst dagegen nicht Und 
wollte man emwenden, Ausnahmen könnten an der grundsätz- 
lichen Beurteilung lüclits ändtM n, so genügt es, darauf hinzu- 
weisen, dafs auch, stets der Eigentümer nur so wenig ableiten 
könne, daüs eine Bttckleitung fort£&llt, — was sicher zulässig 
ist Dann würde die rechtliche Natur des Eanalwassers sich 
also ändern je nach dem Belieben des Eanaleagentfimers. Die 
Unhaltbarkeit dieser Folgerungen leuchtet ein. 

Nur einen einzigen Fall wird mau sich konstruieren können, 
in dem das Ableiten kein Eigentum begründen kann, dann 
nämlich, wenn die Konzession jede Okkupation ansdrftcklich 
untersagt. Wenn abnorme Verhältnisse jedes Au&tauen, Ein- 
schliefsen etc. des Wassers verbieten und das Wasser in einem 
nur durch die erste Anlage geregelten JStrom die Wiesen be- 
fruchtend in denFluDs zurückkdirt, dann kann Ton einem Be- 
herrschen des Wassel«, von einer Okkupation keine Bede sein; 
dann würde auch eine (mderrechtlich vorgenommene) Okkupation 
durch viUliges Einschliefsen Eigentum nicht begi^ünden können. 
Dann Sailen auch alle oben erwähnten rechtlichen Uuzuträglich- 
, keiten fort und es ist nur konsequent^ wenn man hier nur y<m 

einem Gebrauch des Wassers spricht; das Wasser bleibt dann that- 
Sächlich aqua proflueus und jeder Herrschaft dui'chaus ent- 



I 
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zogen: Eigentnm ist nicht begründet Da dieser Fall als in 
der Praxis kanm vorkommend nnlierQcksiclitigt bleiben kaim, 
flo ist daran dsstzuhalten, dafe aneh Bewftsserong einen Ver- 
brauch des Wassers darstellt, dals also das zu dei-selbeii ab- 
geleitete Kaiiaiwasser als Eigentum des Kanaleigentümers an- 
zusehen ist^^) 

IL 

Als weiteres Thatbestandsmerkmal kommt fftr das Dieb- 
staUsoljekt nach dem Wortlaut des § 242, welcher Yeriangt» 
dal^ die fremde bewegliche Sache „einem andern weg- 
genommen werde, noch hinzu, dafs das Wasser zur Zeit der 
That sich im Gewahrsam jemandes befunden habe und zwar 
kann dieser Gewahrsam, wie flbereinstimmend angenommen 
wird, nur yon einer physischen Person ansgettbt werden, 
nicht dagegen von einer Gremeinde oder ( Jenossenscliaft. Oft 
gehtiren nun aber gerade Kanäle, Leitungen etc. nicht einem 
einzelnen, sondern Grenossenschaften oder Gemeinden, und es 
wurde dann auch in einem derartigen Falle *^ von dem wogen 
Diebstahls Angeklagten der Einwand gemacht, das Wasser 
stehe im Eigentum der Stadtgemeinde, einer niclitpliysisclien 
Person, und sei daher kein Diebstalilsobjekt. Es kann aber 
gar keinem Zweifel unterliegen und wurde auch völlig zu- 
treffend von dem Bdchsgericht hervorgehoben, daJh der Ge- 
wahrsam zwar der Gemeinde als solcher zustehe, daDs sie ihn 



"^') St Ibstverstäiidlifh gehören hierin nicht solche Kanäle, welche 
direkt aus einem nichtprivaten Gewässer in dasselbe zurück oder in ein 
anderes führen, and aus denen dann seitlich Wasser rar BewSssenmg ab« 
gelltet wird, ffier ist im Kanal durehani keine Okkupation des Waaseca 
.erfolgt; dieselbe findet vielmehr erst statt darch das seitliche Ableiten. 

'*} Thatsächliche Tnnehabimg setzt eine menschliche Persönlichkeit 
Yorans. KK. 6. 205 . 0. 878. M, 650. Anm. 19. 

«') ßK. 6. 206. 
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. aber durch ihre Beamten und Beauftaragten ansflben lasse. Idi 
solchen FSll^ ist dann allerdings ider Eigentümer nicht iden- 
tisch mit dem Gewalirsamsinhaber; aus dem Wortlaut des Ge- 
.setzes aber, welches sagt „einem andern", nicht „dem andern", 
folgt, dafs eine solche Übereinstimmung gamicht gefordert 
"Wird. Es kennen dem Diener Sachen seines Herrn gestohlen 
werden, dem Dieb die gestohlene Sache, dem Gewahrsams- 
inhaber Sachen der Genossenschaft. 

§3. 

Nach Erledigung der Frage, in welchen Fällen Wasser 

überhaupt Diebstahlsobjekt sein kann, wird sich die weitere 
Anwendung des § 242 meistens durchaus einfach gestalten. 

Es ist sicher ein Wasserdiebstahl, wenn jemand aus 
firemdem Bronnen sich Wasser holt oder aus einer Leitung es 
sich heimlich ableitet Ebenso sicher liegt kein Diebstahl yor, 
wenn ein Müller in fremdem Eigentum stehendes A\'asser über 
seine Mühle und dann in den fremden Kanal zurückführt Es 
fehlt hier durchaus an der Absicht rechtswidriger Zueignung 
und die Handlung ist nach § 242 EStGB. ebenso wenig zu 
strafen, als wenn der Müller das 'i'riebrad in dem freiiuleii 
Kanal selbst angelegt hätte. In beiden Fällen ist weggenommen 
in der Absicht rechtswidriger Zueignung nur die Wasserkraft, 
die keine „Sache^*") und somit auch kein Diebstahlsobjekt 
ist, nicht dagegen das Wasser selbst 

Dagegen wird der Fall ein durchaus andpier und die 
rechtliche Beurteilung eine sehr zweifelhafte, wenn der Müller 
das Wasser nicht wieder amr&ckleitet^ sondern in seinem Mühl- 
bach abströmen l&fet, nadidem er dessen erhöhte Triebkraft 
ausgenutzt hat 

«•) Riibo N. 7 «I § 942. 

«0 Vgl. ob«ii a 1. 
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Tn der Litt^ratur findet sich über diesen speziellen That- 
bestaud keine einschlägige Behandlung and auch in der Recht- 
tq^rechmig haben die strafirechtliehen Oeochtapimkle niwimls 
ym den höchsten GeriditriiQfen eine Beorteflnng erftliieiL 
Die deutschen Sammlungen enthalten nur zwei analog« 
Fälle. In dem einen fand der östeiTeichische Kassationshof 
keinen Diebstahl, da Wasser als solches eine freistehende Sache 
nnd an sich kein VemiOgensobjekt sei. Diese Begrttndmig ist 
rechtlich völlig nnzntreifend,^') jedenfalls hatte sie aber zur 
Folge, dafs ein Eingehen auf die weitereu liegriffsmerkmale 
des Diebstahls überflüssig wurde. Der zweite Fall hat dem 
Berliner Obertribnnal**) Torgelegen. Ein näheres Eingehen 
auf die interessierenden Fragen wurde aber anch hier un- 
inöglicli, da sich das Obertribunal an die thatsächlichen Fest- 
stellungen des Appellationsrichters gebundea sah. 

Im Folgenden sollen die allgemeinen Fragen, die sich bei 
der Betraehtnng derartiger F&Ue ergeben, nfther erOrtert 
werden. 

§4. 

Sobald das widerrechtlich abgeleitete Wasser aus einem 
zur BewftBserang dienenden Kanal entnommen ist — und dieses 
wird bei der die andern überwiegenden Mehrzahl derartiger 

Kanäle meistens der Fall sein — so greifen in einzelnen deut- 
schen Staaten Sonderbesümmungen Platz. 

1. Preufsen. 
Feld- nnd Forstpolizeigesetz vom 1. April 1880. 

§ 31. Mit Geldstrafe bis 150 M. wird bestraft, wer, ab- 
gesehen von den FäUen der gg 321 und 326 £StGB. unbefugt 



«) JBL 1876. Nr. 81. 

") Vgl. oben 8. 1. 

**) Opp. U. 49S. »naSihrlioher noch QA. la 786. 
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daa ZOT Bewässenmg von GnmdstlLckeii dienende Wasser ab- 
leitet .... 

2. Bayern. 

Weder das Polizeistrafgesetzbach, noch das Gesetz Tom 

8. Mai 1852 über Eiit- und Bewässerung enthalten ein- 
schlägige 13estimmuugeu. 

3. Württemberg. 
Polizeistra^esetzbnch vom 27. Dezember 1871. 

Art 35. IGt Geldstrafe bis zn SO M. wird bestraft: 

1) wer durch unbefugtes Wenden oder Schleifen mit dem 
Pflug, der Egge, Walze oder sonstigen Ackergerftten, sowie 
durch nnbefiigte Ableitimg des Wassers fremde Grundstöcke 
beschädigt, oder wer Vorriehtangen znr Bewfissening oder 

Entwässerung unbefugter Weise stört, unbrauchbar macht 
oder entfernt 

4. Sachsen. 

Forststra^esetz vom 30. April 1873 
enthUt keine dnscUAgige Bestimmung. 

5. Baden. 

Polizeistrailgesetz vom 31. Oktober 1863, ergänzt 1884 nnd 

Wasserpolizeiordnung: vom 2G. Dezember 1876 
enthalten keine einschlägigen Bestimmungen. 

6. Hessen. 

Feldstra%esetz vom 21. September 1842. 

Art 77. Wer nnbefhgt, ohne jedoch fremden Grund- 
stücken Schaden zuzufügen, aus Bewässerungsgräben oder Ent- 
wässerungsgräben das Wasser auf seine Grundstücke leitet 
oder es ab- oder zustellt» verfiUlt in eine Strafe von 1 Gulden 
30 Kreuzer. 
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Art 61. Wer fremde Omadstftoke .... durch nnbefagteB 
Öffiien von Scblemen oder Anlegen yon AbzogBgrlibea odiv 

auf sonstige Weise bewerkstelligte Ableitung des Wassers auf 
fremden Grund und Boden oder von solclieni we;^ . . . beschädigt, 
soll mit 30 Kreuzern bis 3 Gulden bestraft werden. Die 
Strafe wird verdoppelt, wenn die beschftdigten GrondBt&cke 
bepflanzt oder dnges&t waren. 

7. Sachsen- Weimar. 

Gfesetz zum Schutz der Holzungen, Baumpflanzungen, 
Wiesen, Felder und Grärten vom 27. Dezember 1870 (war nicht 
erhältlich). 

8. 9. Mecklenburg. 

Bevidierte Verordnung, betr^üand BeetraAing der Feld- 
frevel vom 2. September 1879. 

§ 3. Mit Geldstrafe bis zu 60 M., aushülflich mit Halt 
bis zu 14 Tagen, wird bestraft^ wer unbefiigterweiBe 

7) das zur Bewlaserong von Gf^rondstOcken dienende 
Wasser ableitet 

10. Oldenbnrg. 

Gresetz betreffend den Forstdiebstalü und die Feld- und 
und Forstpolizei vom 15. August 1882. 

§ 47. Gleichlantend mit PreuDsen. 

11. Brannschweig. 

PolizeistrafgeBetzbnch vom 27. November 1672. 

§ 18. Mit Geldstrafe bis 150 Mark oder mit Haft bis 
6 Wochen wird bestraft, sofern nicht das BStGB. Anwendung 
findet, 

12 wer nnbefügt 

d. das zur Bewässerung fremder Grundstücke dieuende 
Wasser ableitet 
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12. Sachsen-Meiningen. 
Geflets Tom 23. Dezember 1874» die Bestraliiog des Forst- 
TergeheE sowie der Feld- und Forst9<diaseiflbaix«tiiiigieB be- 
treffend, 
und 

13w Sachsen- Altenburg. 
Wald« und Feldpolizeibestimmimgen vom 24. Desember 1810 
enthalten keine diesbesfig^ben Bestimmnngen. 

14. Anhalt 
Feldpoüzeiordnnng vom 6. Dezember 1849« 

§ 27. int GeldbnCto von 12 Groseben bis sn 3 Thalem 

soll bestraft werden, wer unbefugtei weise 

4) das zur Bewässerung von Grundstücken dienende Wasser 
ableitet 

15. Sachsen-Koburg-Gotha. 

Feld- und Forstpolizeigesetz vom 26. Mai 1880 (war nidit 
^bfilüich). 

16. 17. Lippe (Schaumburg). 

Feld- und Forstpolizeigesetz vom 6. März 1894 (bez. 
28. April 1880). 

§ 30. Gldchlantend mit Preniten. 

18. Eeuis a. L. 

Gesetz Tom 29. Dezember 1870, ergänzt am 7. Mai 1879, 
und 

19. Reufs j. L. 

Gesetz vom 27. Dezember 1870, Nachträge vom 17. Juni 
1871, 22. Februar 1879 und 20. Dezember 1880, 
und 

20. Sehwarzburg-Rudolstadt 

Gesetz zum Schutz der Holzungen, Banmpflanzungen, 
Wiesen, Felder und Gärten vom 27. Dezember 1870, 
und 

2* 
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21. Schwarzbttrg-SoudersliaaseiL 

Feld- und Fonlpolizelgesets yom 4. November 1888^ 
enthelten keine einschlS^gen BestimmungeiL 

22. Waldeck. 
FeldpoliaeioKlniiiig vom 16. Mai 1886. 

§ 37. Mit Geldbiifse von 15 Sgr. bis 20 Thaler ist zu 
belegen, wer unbefugterweise 

6) Grftben, WftUe, Binnen oder andere zor Ab- nnd Zu- 
leitnng dienende Anlagen beschädigt 

23. Hamburg 

bat keine Feldpolizeibestimmnngen. 

24. Lübeck. 

Gesetz, betreffend den Forstdiebstahl und die Feld- nnd 
Forstpolizei vom 21. Juli 1894. 

§ 41. GleicUaatend mit PrenDsen. 

25. Bremen. 
Fddpolizeiordnnng vom 20. Oktober 1887. 

^ 23. mt Geldstrafe von 150 M. . . wird bestraft, wer, 

abge.selieii von den Fällen des § 366 lo RStGB. Gewässer 
verunreinigt oder ilire Benutzung in anderer Weise erschwert 
nnd verhindert 

26. Elsafs-Lothringen. 

Feldpolizeigesetz vom 9. Jnli 1886. 

§ SO. Gleichlantend mit Prenüten. 

In 11 Bundesstaaten ist also das Ableiten von Bewässe- 
nmgswasser als Übertretung eines Feldpolizeigesetzes strafbar, 
wfihrend in den ttbrigen Staaten die Handlang straflos bleiben 
mfUto, wenn sie nidit den Thatbestand eines Paragraphen 
des RStGB. erfüllt. 

Im Folgenden soll nun nachgewiesen werden , daüis unbe- 
Aigtes Ableiten fremden Wassers behnfsi Ansnntzang seiner 
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Triebkraft allerdingps nach dem BStOB. zu strafen ist, nnd 
zwar fällt die Haudlimg, die sich als einen Grenzfall zwischen 
den Delikten der Saclibeschädigung und des Diebstahls dar- 
stellt, unter den Thatbestand des § 242. 

§5. 

Oben war bereits nachgewiesen worden, dals Wasser das 
Objekt Ton Eigentumsdelikten bilden kann, dafe es, unter den 

erörterten Voraussetzungen, als eine fremde (bewegliche) .Saclie 
im Sinne des § 242 und also auch des § 303 zu betrachten ist 

Als Handlung fordert nun § 242 das „Wegnehmen'' der 
fremden bewegliehen Sache, d. h. — darin stimmt man fiber- 
ein — das Brechen des fremden Gewahrsams und nadi ^er 
herrschenden Meinung auch das Begründen eines eigenen Ge- 
wahrsams. Diese herrschende Meinung wird nicht geteilt von 
M^er und Bubo, 

Bubo begründet seine Ansicht, dafls das Gesetz wohl ein 
Brechen des fremden, nicht aber ein Begründen des eigenen 
Gewahrsams verlange, mit dem Wortlaut des § 242, der „nur 
von einem Wegnehmen, nicht aber von einem Ansichbringen^ 
spredie; und auch Meyer hebt ausdrftcklich hervor, dab es 
nicht nOtigsei, „daft die Sache von dem Thftter in den eigenen 
Gewahrsam gebracht Tvird." 

Die Begründung Eubos aus dem Wortlaut des Gesetzes 
widerleget Olekaue^*^) durch den Hinweis, da& „die Weg- 
nahme in der Absicht rechtswidriger Zueignung geschieht^ 
Es kann daher, wie Hä Ischner ^'^) ausfuhrt, keinem Zeifel unter- 
liegen, daüs das Wegnehmen den Erwerb des Wegnehmenden 

••) S. 811. 
•*) S. 656. 
w) S. 879. 
§ 78. 
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sur Folge haben mnft, da im anderen Fall Ten der AlNusht» 

gkh die Sache zuzueignen; nicht die Rede sein kOnne. 

Mejfer unterscheidet 2 F&Ue : wenn der Thäter die Sache 
In seinen Gewalirsam Inringen will, ao mnfii der fiwmde Ge- 
wahream gebrochen nnd der dgene begründet sein, damit der 

Diebstahl vollendet (die Sache weggenommen) ist. Will dar 
gegen der 'riiäter die Sache sofort in den Gewahrsam eines 
Dritten bringen, so genügt das Brechen des fremden Gewahr* 
MUD8 znm Tollendeten Diebstahl Für die Mehrzahl der Falle 
stimmt also anch Meyer mit der gemeinen Meinnng ftberein, 
und auf die durcliaus willküiliche AusiiMhiiie braucht hier um 
so weniger eingegangen zu werden, als sie für die Frage des 
Wasaerdiebstahla ein praktisches Interesse nicht haben kann. 
Für diese ist also unbedingt daran festzuhalten, dafli Weg- 
nehmen Brechen des fremden und Begründen des eigenen Ge- 
wahrsams bedeutet. 

Durch das Ableiten des Wassers wiid der fremde Ge- 
wahrsam an der ausströmenden Menge gebrochen; ist nun aber 
auch ein eigener Gewahrsam begründet^ d. h.*") die Möglich- 
keit, mit Ausschlnfis anderer auf das Wasser einzuwirken, die 
faktische Verfügungsgewalt, hergestellt? 

Die thatsächlichen Verhältnisse des jedesmaligen Fallea 
werden auf die fiesntwortnng der Frage Einflulk haben. 

WennauseinemfremdenKaniddasWasser mit einem Graben 
über das eigene Grundstück zu dem betreffenden Wasserlauf, 
dessen Gefälle verstärkt werden soll, geleitet wird, so kajin 

In welcher Weise und durch welche Mittel die Wegnahme der 
fremden Sache erfolgt, ist «rloidiiriiltitf. Wer sich ein Stück Floi<=ich durch 
den Hund aus dem MotzfriThulcn holen läfst, wer Apfel in seinen Sack 
schüttelt, wer Wasser durcli (Jönen des Hahns aus dem iremdeu Kohr in 
dM Miidg« ableitet» bat weggenomoMii im SSam» dee GeeetMi. 

"*) Besüglidi det SnAeren ihataSdüicben VerhiltniMes stfamnt man 
über den Begriff des Gewahrsams überein. BB. 81. III. Jf. 649. R, II. 
281 GS. 8& 88». MeM 646. 
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die Begründung eines eigenen Gewahi'sams nicht wohl be- 
zweifelt werden. Anders dagegen, wenn das fremde Waswr 
direkt dem neuen Wasserlaiif zugeführt wird, wie es z. B. bei 

Ldtimgen, die Uber einen Bach oder Kanal ftthren, möglich 

wird. Sobald hier das fremde Wasser aus dem Kanal (der 
Leitimg) herausgelassen wird, um die Kraft des zum Betriebe 
einer Mühle u. dgL bestimmten Wassm za erhöhen, so yer- 
miseht es sich mit diesem nntrennbar nnd nimmt not- 
wendig dessen rechtliche Natur an. Derartiges Wasser steht 
nun, mag es sich um einen öffentlichen oder privaten Fluls 
oder Bach, oder um einen Mühlkanal handeln, niemals in 
priTfttem Eigentum ; **) daher wird auch das abgeleitete Wasser 
mit jenem vermischt gleichfalls zur fliefeenden unfaßbaren 
Welle. An diesem Wasser hat der Ableitende sicher keinen Ge- 
wahrsam: wenn also ein solcher an dem abgeleiteten Wasser 
überhaupt begründet ist» so kann er es nur sein, ehe das 
Wasser sein neues Bett erreichte. 

Nun verfügt zwar der Ableitende mit Benutzung der 
physikalischen Gesetze über die abgeleitete Wassermenge in 
einer JOinsicht, indem er ihr den Weg anweist und sie mit 
Sicherheit in das neue Gerinne und weiter nach dem Ort der 
Bestimmung betordert, indessen genügt dieses einseitige Ver- 
fügen gewöhnlich doch nicht zum Begriff des Gewahrsams. 

Trotzdem ist hier ein Wegnehmen im Sinne des Gesetzes 
anzunehmen und zwar in allen den Füllen, in denen das 

Brechen des l'remden (Tewahi'sams ein Vernichten der be- 
treffenden Sache darstellt. 

Die hier in Frage kommenden Fälle stehen auf der 
Grenze zwischen den Delikten der Sachbeschftdi- 
gung und des Diebstahls, deren Unterscheidung in der 
litteratur eine durchaus bestiittene ist Um das Eesultat der 



•*) Vgl. oben S. 8. 
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folgenden Untersnehimgf yoranznsteUen, so unterscheiden 
sich diese G-renzfäUe in der Handlung überhaupt 

nicht, das einzig sichere Kriterium ist vielmehr 
die Willensr ichtung, welche die vom Thäter vor- 
genommene Zerstörung erkennen läfst. 

Das Bestrehen, schfirfere Unterscheidungsmerkmale heraus- 
zufinden, ist wiederholt in der Litteratur zum Ausdruck ge- 
koinnien, ohne dal's jedocli die aufjf^estellten Kormulierungen 
bei konsequenter Durchführung sich haltbar erweisen. 

Drei Gruppen lassen sich erkennen. 

Manche*^ wollen streng daran festhalten, dafii das Weg- 
nehmen, das von den anderen Akten zeitlich getrennte BegrOn* 
den eines eigenen Gewahrsams, den Diebstahl von der Sach- 
beschädigung unterscheide. Sie leugnen also in den oben er- 
wähnten F&llen, in denen das Brechen des fremden Gewahr^ 
sams zugleich ein Vernichten der Sache darstellt, eine »Weg- 
nahme** im Sinne des § 242. Trotzdem ist diese AnnttlimA 
auliecht zu erhalten. 

Es fallen hier die gewöhnlich zeitlich geti-ennten einzelnen 
Akte der deliktischen Handlung — Brechen des fremden 
wahrsams, Begründen des eigenen, VerfBgen ilher die Sadie — 
notwendig in einen einzigen zusammen und es ist daher nicht will- 
kürlich, sondern nur der Natur der Sache entsprechend, wenn 
man in solchen Fällen auf die zeitlich von den anderen Akten 
getrennte BegrOndung eines eigenen Gewahrsams verzichtet. 

Auch das praktische Bedilrftiis weist auf diese Annahme hin 
und man kann sich zu ihrer Begründung auf die Worte be- 
rufen, mit denen v. Bar eine juristische Konstruktion verteidigt: 
sie sei dann richtig, wenn sie in ihrer Anwendung zu Besnl- 
taten führt, die dem sittlichen VolksbewuMsein möglichst 
entsprechen und wenn umgekehrt die entgegengesetzte An- 



H. 299. UUntann 71. 
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sieht zu Ergebniäseu liiiileitet, die sich von der herkömmlichen 
Volksanschammg, dem Bechtsbewnlistsem, ydb es im Volke 
nmi einmal lebt» mit Entschiedenkeit abkebeo.**) Im Fol- 
genden soll die Notwendigkeit äet oMgen Ansehanung: ka- 
suistisch dargelegt und auf die i)i aktisch uuniöglicheu Besultate 
der gegenteiligen Aulfassunp: hingewiesen werden. 

Anerkanntermaßen ist Verbrennen von keimlicb zmn Ver- 
branck abgeleitetem Gas Diebstabl. Dnrck das Ableiten ist 
Wegnahme erfolgt. Meistens ^\ird mm aUerdings der Fall so 
liegen, daTs das Gas aus den fremden Köhren zunächst in 
eigene gdangt, sodafe also dorcb diese ein Gewabrsam be- 
grOndetist Dieser Umstand kann aber nickt entsebeidend sein. 
Wenn die Brennspitze nnmittelbar an dem durch den Raum 
des Diebes führenden Rohr angebracht wäre, sodafs erst durch 
das Verbrennen eine Gasentnahme erfolgte , so müTste man 
dock anck kier Diebstabl zugeben, obgleick ein Gewahrsam 
an dem abgeleiteten Gas erst unmittelbar durcb das Anstecken 
hergestellt sein kann. 

Ferner begiüudet nach gemeiner Meinung*-) das Weiden 
der eigenen Küke auf fremder Weide den Tliatbestand des 
Diebstakls. Auck kier ist dock eine Oewakrsamsbegrfindnng 
erst nnmittelbar im Moment des Abfressens gegeben, der auch 
im gleichen Moment wieder aufhört. Oder sollte eine that- 
sächliche Herrschaft vorhanden sein im Maul und Magen des 
Viehs? 

Diebstahl ist das Austrinken fremder Weinflascken. ffier 

kann man allerdings Gewahrsam annehmen, sobald die Flasche 
ergriöen ist. Wenn der Dieb sich aber den Wein aus dem 
St&ck&iä durch den Krakn in den Mund kiufen l&fist, sollte 
das nickt Diebstabl sein ? Und kann man sick einen Fall 

Vgl. aneh Jhermg^ Scherz und Ernst im Becht S. 907. (Dm 
abstrakte Denken ist durch du kasuistisehe sn kontrolierea.) 
«*) A. M. nnr Ogp. 664. 
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denken, wo faktische Yeiiugimgsgewalt über die Sache so 
völlig anqgeidiloBfeii ist, wie an Terzehrten Speisen? Will 
man haar nidit Gewahnamab^grttndimg annehmen in dem 
Moment, in dem der Wein getrunken wird, so ist eine solche 

überhaupt nicht vorhanden : der Weiu Lst nicht weggenommen, 
die Handlung wäre kein DiebstahL 

Femer sei noch das Anfbrennenlassen von Fenerwerks- 
körpem erwflhnt, Im dem das aIhnfthHche Znsammenrftcken 

der beiden Akte des Wegnehmens, des Brechens des fremden 
und des Begi ündens des eigenen üewahrsams, besonders an- 
schaulich wird. 

Wenn A. eine Bakete sich verwahrt hat und R nimmt 
ihm diese fort und brennt sie ab, so ist dieses anerkannter- 
mafsen Diebstalil.**) AVenn die Kakete bereits aufgestellt 
war, um am nächsten Tage benutzt zu werden und B. holt sie 
in seinen Garten nnd brennt sie ab, nm seinen Gästen eine 
Freude zu machen, so ist auch diese Handlung Diebstahl. 
W't^im nun der Gtirten, in dem die Rakete von A. aufgestellt 
ist, auch für den Nachbarn der geeignete l*latz zum Ab- 
brennen eines Feuerwerks ist und er bringt die Bakete nur 
dnige Schritte weiter, ohne sie aus dem Garten zu entfemen, 
so ist das Wegnehmen natürlich auch DiebstahL Und wollte 
man dann einen Unterschied für die rechtliche Beurteilung 
behaupten, wenn B. die Kakete weiter garnicht antaist, son- 
dern an dem Platz, wo sie angestellt ist» als dem passendsten 
belällst, mit dem Zünder berührt und au&teigen l&Cst? Ehe 
er aber die Rakete ansteckt, hat B. sicher keinen Ge- 
wahrsam an derselben und in demselben Augenblick, in 
dem er duich Berüliren mit dem Zünder den fremden Ge- 
wahrsam bricht, ist die Bakete auch schon der eigenen Yer- 
ittgungsgewalt des B. so int^v, wie nur denkbar, entzogen. 

") V. L. 417. 
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Trotzdem ist in diesem, wie in den vorher an^eftthrten 
Fällen „gestohlen", und es würde jedem richtigen Gefühl un- 
begreiflich sein, wenn man hier Diebstahl leugnen wollte* 
Die sonst zeitlich getrennten Akte fallen hier eben in einen- 
einzigen zusammen ; nnr yon diesem Standpunkt ans kommt 
man zu dem notwendigen Eesultat, während nach der gegen- 
teiligen Anschauung ganz gleichgültige Modalitäten in der 
Aosfährnng tieiSg:reifende Unterschiede begründen müHrten. 
Das Zerschlagen einer Vase wftre Sachbeschftdignng, das 
Hinabschlendem anf die Straüse Diebstahl; das Trinken Ton 
Wein aus einem (^lase wäre Diebstahl, aus dem Krahn eines 
Fasses Sachbeschädigaug. Der Hinweis auf diese Folgerungen 
dürfte genfigen. — 

Andere suchen die gewinnsüchtige Absicht als Eriterinm 
znbenntzen. Abgesehen dayon, dafs objektiv sichere Resul- 
tate auch hiermit nicht erzielt werden, so ist diese Anschauung 
imvereinbar mit dem reichsrechtlichen Begriff des Diebstahls. 
,^e KentroY^rse über das Erfordernis einer gewinnsüchtigen 
Absicht beim Diebstahl kann als erledigt angenommen wer- 
den.« *») — 

Schliel'slicli leugnen manche den Diebstahl prinzipiell, so- 
bald die Sache weggenommen ist, um sie zu zerstören, weil 
e^ hier immer an der Zueignnngsabsicht fehlen müsse. 

Was ist Zneignungsabsicht? 

Zueignen heifst nach dem Sprachgebrauch Herstellen von 
Eigentum an einer Sache. Nun ist es klar, dais ein Dieb 

") V. Bar, Jf«!^. 

**) ßSt. 524. — Ebenso die neueste HE. 25. 174. — Auch die Be- 
hauptung Meyers, dafs wenigstens „im Falle gewinnsüchtiger Absicht 
immer Diebstahl anzunehmen sei", wiederlegt Merkel 652 Anm. 9. mit 
dem Hinweis ftof die analoge Behandlung der Unterschlagimg und des 
furiuiu ums* 
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nicht legaler Kigentümer werden kann, daSs ihn die Rechts- 
eranang daran hindert Dieses weiD^ er andi und beabcdchl^t 
€6 natflrlich nicht Er iviU Tielmehr Eigentam, soweit es eben 

möglich ist, also generelle Herrschaft über eine Sache, wenn 
auch notgedrungen ohne rechtliche Sanktion. Daher bedeutet 
„Zueignen" im Sinne des Qesetzes Begründen genereller Herr- 
schaft mit Eigentttmerwillen. 

Zwei Elemente entUUt also der Begriff: ein äusseres, die 
Handlung, welche die generelle Herrschaft herstellt und ein 
inneres, subjektives, welches die Handlung als solche wilh 
Beide sind untrennbar mit einander yerbnnden, jedes nur so- 
weit zu beachten, als es in dem anderen zu Tage tritt Ein 
und dieselbe Handlung kann „Zueignen" sein oder nicht, je 
nachdem der Wille vorhanden ist, und umgekehrt ist der Herr- 
scherwille nur denkbar in bezng auf thatsftchliche Verhält- 
nisse. Dabei ist zu beachten, dafis nicht erst die Absiebt, 
sich die Sache zuzueignen, ein subjektives Moment bringt, dafs 
vielmehr ein solches schon in dem Begriff „zueignen" selbst 
liegt. Zueignen bedeutet nicht schlechthin eine bloi^ Thätig- 
keit, sondern bringt gleichzeitig eine bestimmte Willensrichtnng 
zum Ausdruck: Zueignen ist nicht „Herstellen genereller Herr- 
schaft" schlechthin, sondern Herstellen genereller Herrschaft, 
die man als thatsächliches Eigentum will. Folglich ist die 
Absicht rechtswidriger Zueignung die Absieht^ ein Ver- 
hältnis herzustellen, das man als thatsftcfaliches Eigentum 
will. Es ist durchaus daran festzuhalten, dafs das schon im 
Begriffe „zueignen" liegende sukjektive Moment nicht identisch 
ist mit der „Zueignungsabsicht^. Das erstere, das mau als 
die diebische Absicht insofern bezeichnen kann, als es die 
vom Diebe gewollten Endziele bezeichnet, ist gerichtet auf 
Ausübung des Eigentums, die Zueignuugsabsicht ist gerichtet 
auf Herstellen eines Verhältnisses, das diese Ausübung er- 
möglicht £s ist unzutreffend, wenn gesagt wird, die Zneig- 
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nungsabsicht sei gerichtet auf Ausübung des Eigentums: der 
Wille des Diebes gebt allerdings daMn, die Zueigmugsabsicbt 
ist aber die Absicht, welche HersteUnng eines fiiktischen 
Eigentmns vüL Nur wenn man diesen üntenchied festbaity 
lassen sich die Begriffe scharf scheiden. 

So ist es durcliaus richtig und kein Widerspruch, wenn 
im LM sa^: der Dieb „will Ans&bnng des Eigentumsinhalts^ 
nnd weiter die Zneignnng definirt als die „HersteUnng eines 
Verbältmsses, welchem nur die rechtliche Anerkennung fehlt, 
um Eigentum zu sein" d. h. Hei-stellung der Möglichkeit, den 
Eigentumsinbalt auszuüben. 

In der ttbrigen litterator wird der Unterschied oft nicht 
klar dnrchgefBhrt, wenn anch die Ansiditen bezttglich des in: 
dem Begriffe „Zueignen^' liegenden inneren Moments durchaus 
übereinstimmen. 

Am prügnantesten gibt Bindung den Begriff wieder, wenn 
er die diebische Absicht charakterisiert als anf HersteUnng 
gelichtet „eines thatsftcUichen Eigentums wider WiUen des 
Bechts."**) Völlig übereinstimmend Ulhnann^'^: der Dieb 
„will über die Sache wie ein Eigentümer verfügen"; ebenso 
der Dieb „wiU den Qesamtinhalt derjenigen Befugnisse aus- 
üben, welche der Eigentümer ansflbt^^^ er wiU „thatsächUch 
die volle praktische Ausübung des Eigentmns**, *•) ,^e Bechte 
eines Eigentümers ausüben können" „ohne Eigentümer zu 
sein, gleich einem Eigentümer über die Saclie verfügen",**) 
„die Sache wie ein Eigentümer habend*') „als Eigentümer 
über die Sache yerfügen.'* 

*•) Normen 11. 545. 
*») 64. 

Z. L 266. {Jpkn), 
**) Didcd 54. 

«>) Opp. 556. 

H. II. 291. RSt 668. 

Berner 501. 
»') RE. 13. 88. 
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Ganz flberftiniitiminend siiid auch die Definitiimeii, nadi 
denen die AMdit des Diebes danuif gerichtet war, die Sadhe 
^ sein YennOgen m Mngen.'**^ ffier Mentet Vermögen 

die Gesamtheit der thatsächlichen Verfügungsgewalt eines 
Eigentümers: es wird auch hier nur dasjenige Verhältnis zur 
Sache bezeichnet, dem nur die rechtliche Anerkennung fehlt, 
um Eigentmn zn sein.**) 

Der Kern sämtlicher Definitionen ist immer derselbe : der 
Zueignungswille ist gerichtet auf thatsächliclies Eigentum. 
Daraus folgt für die äuTsere Seite des Begrifis unmittelbar, 
dab die Zneignnngshandlmig bestehen mnfis in der Verwirk- 
Hchnng des charakteristischen Willens: der Dieb wül füctiseher 
Eigentümer sein, daher sich die Sache zueigneu, d. h. das 
faktische Eigentümerverhältnis herstellen. 

In der Herstellang dee fiigentämerverhältnisses also, 
nicht in seiner AnsQbnng besteht das Zueignen. Dieser Untere 
schied wird bisweilen yerkannt nnd Zneignnngshandlnng eine 
Handlung genannt, die nui* einen Ausflufs der vollzogenen Zu- 
eignung dai-stelit Es ist unzutreffend, wenn z. B. Merkel 
sagt: „Zerstören nnd Beschädigen smd keine Arten der Zu- 
«ignnng^, nnd dann in der Amneiknng fbrtfiUirt: „B$mer 
meint, der Thftter habe sich doch die Sache vor der Zer- 
störung zueignen müssen. Er identifiziert also die Aneignung 
mit der Wegnahme." Die Aneignung konnte in der That mit 
der Wegnahme aasammen&llen; es ist sehr gat mOgUch, dafis 
Gewahrsamsbegrfindnng nnd Zneignnng sich dnrch diesdbe 
Handlnng vollziehen: dasjenige, was ein ^mehr** darstellt gegen- 
über dem Wegnehmen ist dann ein inneres Moment, der Wille 
Eigentümer zu sein, während der Wille des Gewahrsams- 
Inhabers d nrchans nicht soweit geht Zerstören und Be- 

**) St. 1. 65. V. Bar 16. 18. 

''^) So stellt ä. beide Definitionen neb«lk6illA&d«r; ebfloao 9. Bat 
Hftudbuch 340. RU. 4. 6t7. GS. 35. 682. 
»•) S. 649. 
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BcbSdi^n and natttrlioli keine Aneignnngsakte, eh&amwtaaf^ 

wie Verschenken, Verbrauchen u. dgl., wohl aber kann auch 
zerstörende Thätigkeit Eigentümerwillen beweisen. ^"^ 

Nun kommt es sehr h&ufig vor, dab eine Sache wegge- 
nommen und in ein «nagchliefelicheB EigentomsTeriUlltnis ge- 
bracht wird, die änUsere Seite der Zueignung also vorhanden 
ist, während der diesbezügliche Wille fehlt. So ist z. B.. Aveiiii 
jemand eine fremde Uhr einsteckt und fortgeht, die generelle 
Verftlgimgsgewalt begrflndet und es kommt nur dsnnf an, 
dab Zueignungswülen diese Bandlnng diktierte, damit vdl- 
endete Zueignung vorliegt.. 

Ob dieser Wille aber fehlt, ist in solchen Fällen dann 
nur ans den darauf folgenden Handlungen des Thäters m ent- 
nehmen, dnreh welche er deutlich zeigt, dafis die Handhmgr 
als Zueignung nicht gewollt war, also auch keine ist. So, wenn 
jemand eine Uhr nur während einer bestimmten Arbeit be- 
nutzte und dann wiedergibt Nur dieses nachfolgende Wieder- 
gehen Iftfist die Wfllensrichtnng verstehen und die Zueignung 
als schdnhare erkennen. Wenn dagegen der Thäter die Uhr 
für sich verkauft, so zeigt er hiermit deutlich seinen Zu- 
eignungswillen und es ist zu erkennen, daüs das vorher vor- 
handene Eigentomsverhältnis als solches gewollt war. Keuies^ 
wegs ist aher der Verkauf die Zueignungshandlung ; wfthrend 
Zueignen Herstellen von thatsächlicliem Eigentum bedeutet, 
ist der Verkauf ein Aufgeben des Eigentums, also gerade das 
GegenteiL Um den Unterschied nochmals an diesem Beispiel 
zu betonen: der Verkauf ist zwar ein Austthen des Eigen- 
tumsverhältnisses und dieses wollte der Dieb ; die Zueignungs- 
absicht Ist die Absicht, das Eigentumsverhältnis herzustellen, 
um es auszuüben, hier also die Absicht» die Uhr wegzunehmen, 

S. unten S. 34. — Ganz übereinstimmend M. 209. .,Dio Zufipfnung 
folgt nicht dem Wegnehmen nach, sondern dieses ist selbst Zueignung, 
wenn es in der entsprechenden Absicht verübt wird." 
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um de za Terkanfen. Zaeignuiig ist also nicht der Yerkan^ 
sondern diese war schon Torher voUzogen, der Veikanf eine 

ei-st durch sie emoglichte Handlung und damit gleichzeitig 
ein Beweis für ilir Vorhandensein. 

Die thataftchliche Seite der Zueignung konnte nun von 
Yomeherein nicht zweifelhaft sein, es bildete also der Verkauf 
den Beweis fttr den yorhandenen Zueignungswillen. 

Also nicht aus der Zuei^uun^shandlung selbst war die 
Zueignungsabsicht zu eutuehmeu, sondern erst aus einer auf 
diese folgenden Verfügung Uber die Sache. Und zwar nicht 
aus irgend einer beliebigen Verfügung, sondern aus der letzten^ 
die mit der Sache vorgenommen wurde; alle dazwischen- 
liegenden bleiben irrelevant aus demselben Grunde, wie die 
Zueignungshandlung selbst, weil die schliefsliche Verfügung 
immer noch eine gftnzlich abweidiende Willensrichtung doku- 
mentieren kann. Da femer nur diejenige Absicht beachtet 
werden kann, welche der Thäter im Augenblicke der That 
hatte und alle uacMblgenden Änderungen unberücksichtigt 
bleiben, so können nur diejenigen Handlungen in Beurteilung 
gezogen werden, welche der Vorsatz des Thftters um&ikte und 
von diesen wieder, wie ausgeführt, als entschadend die letzte. 

Zu eignungs absieht ist also dann vorhanden, 
wenn die vom Thäter vorgesetzte endgültige Be- 
stimmung über die Sache den Willen dokumen- 
tiert, als Eigentümer über dieselbe zu yerfflgen. 

Es gibt nun Fälle,, in denen wohl eine Verfügung Über 
die Sache festgestellt werden kann, die evident einen Eigen- 
tümerwillen dokumentiert, in denen dagegen eine dieser Ver- 
fügung vorangehende Eigentumsbegründnng, eine eigentliche 
Zueignung, nicht zu erkennen ist, z. R bei dem Venehren 
von Nahrungsmitteln an Ort und^Stelle. Hier scheint es daher 
zunächst unzulässig, von einem Zueignen zu sprechen, von 
einem Herstellen eines thatsftchlichen Eigentums, w&hrend 
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doch gerade jedes £igeiLtiim yemichtet wird. ladessen haben 
hier dieselben Erwägungen Platz zn greifen, die schon be- 
züglich der Gewahrsamsbegründnng als berechtigt nachge- 
wiesen wurden. Es fallen hier nur die einzelnen Akte zu- 
sammen, sodafs nm* der letzte deutlich hervortritt, deijenige, 
ndt welchem Uber die Sache wie über Eigentnm yerfBgt wird. 
Von diesem ans kann man schliefen, dal^ wenn eine derartige 
Eigentümerhaiullinig' vorgenommen ist, ein Verhältnis doch be- 
gründet gewesen sein mufs, als dessen Ausfluls die Handlung 
erst erscheint.^^) Es ist daher allgemein als richtig anericannt 
worden in derartigen FfiUen, in denen eine EigentumsbegrOn- 
dung nicht zeitlich getrennt konstatiert werden kann, ein Zn- 
sammenfallen der einzelnen Akte und damit die begründete 
Zueignung anzunehmen, wenn nur die Verfügung über die 
Sache ein thatsächliches Eigentumsverhältnis beweist 

Als Resultat ergibt sich daher, dafs einzig 
und allein dadurch Zueignungsabsicht erkannt 
werden kann, wenn man die Willensrichtung 
untersucht, welche die vom Thäter vorgesetzte 
endgültige Verfügung über die Sache erkenneli 
läfst; diese ist beweisend, auch wenn eine eigentliche Zueignung 
nicht zu erkennen ist; nur dann und immer dann ist durch A\'eg- 
nehmen einer Sache ein Diebstahl begangen, wenn jene Ver- 
fOgung den Willen des Thftters dokumentiert, über die Sache als 

» • * • 

Eigentflmer zn verfügen. — Damit ist das bereifte eihv&hitte 

•sichere Grenzmerkmal gegenüber dem Delikt der Sachbe- 
schädigung gegeben, dem sich die Diebstahlsfälle, in denen die 
Sache weggenommen und zerstört' wird, &6 ^ungemein niUierd. 
Erscheint die Zerstörung als eini^' Eigintttlnerhandlioi^ , so 
. ist nach § 242 zu strafen, gleichviel ob leine '€teWÄh«tois^ 
begründung und eine i3egrtindung thatsächliclien Eigentums; 
eine — so zu sagen — reguläre Zueignung, zeitlich unter- 

Anden „Anaichbrmgeu" in § 869 StGB. Tgl. llB: IX. W. 
AMnadlusm des kriminaUatiaolMa Semlun IV. 8 
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schieden werden können oder nicht. Erscheint die Zerstörung- 
jiicht als Kigeutümerhattdlimg, so ist § 803 anzuwenden. 

Welche Handlungen EigentUmerhandlungeii 
sind, l&rst sich generell nicht sagen: in jedem 
Fall ist der in der Zerstörung hervortretende 
Wille zu u iitersuclien; dieser allein kennzeichnet 
die deliktische Handlang als Diebstahl oder 
Sachbeschädigung. 

Es ist daher auch kein neues UnteTBcheidungsmerkmal^ 
wenn v. Lüzf, Ohhatisiu u. a. bei Ver braue Ii der Sache Dieb- 
Stahl annehmen wollen, Sachbeschädigung dagegen bei Zer- 
störung derselben, 

Verbrauch und Zerstörung sind Arten der Vernichtung^ 
der Substanz, die sich nicht absolut, sondern relativ von ein- 
ander unterscheiden. Man kann nicht von einer Handlung 
ein für alle Mal sagen, sie sei Zerstörung oder Verbrauch 
sondern ihr Charakter wechselt nach der der Handlung zu 
Grunde liegenden Willensrichtnng. 

Auch die bestimniun<j:sgeniärse Konsumtion der Sache kaun 
Mittel der Sachbeschädigung sein,^^) und umgekehrt kann 
eüie Handlung, die fSr den Eigentftmmer Zerstörung bedeutet,, 
ftr den Wegnehmenden Verbrauch sein. Wer in einem kalten 
Winter eine hölzerne Bank wegnimmt und verbrennt, ver- 
braucht sie. Auch bei demselben Thäter erscheint dieselbe 
Handlung bald als Verbrauch, bald als Zerstörung. Wer eine- 
Jtakete wegnimmt und sie später abends zu seinem Vergnügen 
steigen Iftfst, verbraucht sie; wer sie am hellen Tage ansteckt 
dem Eigentümer zum Ärger, zerstört sie. 

Um also eine Handlung als Verbrauch oder Zerstörung 
bezeichnen zu können, muDs man notwendig auf die der Hand^ 
lung zu Grunde liegende Willensrichtung zurückgehen, nur 
diese ist entscheidend. 
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Es enthält also diese üntersclieidung von Verbrauch und- 
Zerstdrang nicht etwa ein neues Unterscheidiingsnierlaiial, 
sondern bringt nnr den oben vertretenen Standpunkt q^rach- 
Heb znm Ansdmek.*^*) 

Diebstalil und Sachbeschädigung unter- 
scheiden sich also in den Grenzfällen nicht durch 
die Handlung als solche, sondern nur aus der der 
Handlung zu Grunde liegenden Willensriehtung 
älst sich die Natur des Delikts feststellen. 

Es ist nicht zu leugnen, dal's eine derartige Unterscheidung 
nur durch die subjekÜTe Seite des Delikts fär eine so widi- 
tige Frage Bedenken erregen kann. Handelt es sich doch 
hier nicht um eine rein theoretische Erörterung, auf Grund 
welches Paragraphen des Strafgesetzbuches die sicher ver- 
Tvirkte Strafe ausgesprochen werden soll, sondern — abge- 
sehen Yon den yerscbiedenen Strafrahmen der §§ 242 und 303, 
von denen § 242 nur Freiheitsstrafe kennt — ist es yoU- 
kommen richtig, wenn v. Bar auf den tiefgehenden Unter- 
schied liinweist, den die Verurteilung wegen Sachbeschädigung 
und Diebstahl in der Volks&berzeugnng ausmacht Diese h&lt 
flieh nun einmal an die Bezeichnung des Deliktes, weldies 
dem Verurteilten zur Last gelegt ist, und nicht an das leicht 
vergessene Strafquantuui. Wer wegen Diebstahls veruileilt 
iBt^ gilt ihr fortdauernd als unehrlicher Mann. 

Aber gerade diese Thatsache, dafiB der Diebstahlsbogriff 
80 ungemein scharf empfunden wird, Ifti^ den Mangel eines 
objektiven Mafsstabes weniger bedenklich erscheinen. Zwar 
wird die ij'eststellung der Willensrichtung des Thäters nicht 
immer gaii2 leicht sein, jedenfhUs ist sie aber, wie gezeigt, 

M) Btanit ftheninitimiiMiid Opp. &57. „Zaeignvag, w«im jcnwod 
die Sache sentört zur Bethätigimg aehiM Willens, über die Suelie als sein 
Eigentum su verfugen.'« Ebenso FWnoto 17. Lwder 7a KE. 11. 8f9. 
KB. 4. 6t7. Bgiiisf ffl. 

3* 
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das einzig mögliche Kriteriuin. und sorgsame Erwägung wird 
auch hier zum Ziele führeu — das alte „iu malehciis voluntas 
spectatnr^ ist em gar richtiger und wichtiger Satzl — 

Wenn nnn hei dem Diebstahl die Absicht des Thftte» 
Im Gegensatz zor Sachbeschädigung nicht sowohl darauf ge- 
richtet ist, nur beschädigend in das fremde Vermögen einzu- 
greifen, die Sache dem andern zu nehmen, ihn um dieselbe zu 
bringen, sondern wenn vielmehr die Wegnahme Ton dem Thäter 
in der Absicht geschieht^ Aber die Substanz der Sadie, wenn 
auch durch Zerstörung derselben, zu verfligen, so wird man 
mit Sicherheit immer dann diebische Absicht annehmen, wenn 
der \\ egnehmende durch Zerstörung (Verbrauch) der Sache 
diese oder ihre Teile vor oder nach der Zerstörung ökonomi- 
schen Zwecken dienstbar macht Schärfer wie irgend eine 
andere, dokumentiert eine derartige Verfügung den AVillen, 
sich die Sache dienstbai' zu machen, über sie in eigenem 
Interesse zu verfugen: den EigentümerwiUen. 

So auch, wenn das fremde Wasser abgeleitet wird, um 
seine Triebkraft auszunutzen. 

Wenn auch das fremde Wasser durch das Ableiten ver- 
nichtet wird, so ist dieser Umstand doch keineswegs der 
den Ableitenden bestimmende. Der Eingriff in das fremde Ver- 
mögen geschieht nicht um der Verletzung als solcher wülen, 
sondern um s^ch an Stelle des Eigentümers zu setzen und das 
Wasser zum eigenen Vorteil zu verwenden. i\Ian kann dem 
nicht entgegensetzen, der Ableitende benutze nur die Trieb- 
krafty er yerbranche das Wasser aber nicht Allerdings yer^ 
braucht er es und zwar deshalb, weil er nur auf diese Weise 
den beabsichtigten Gebrauch ermöglicht. An diesem Faktum 
ändert es nicliti^, dals er nur eine einzelne Eigenschaft der 
Substanz verwendete. Er kann aber diese einzelne Eigen- 
sdiaft nur dadurch benutzen, daß; er das Wasser yerbraudit, 
W6Ü39 das, will das audL Ebensowenig kann man einwenden 
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«s bandele sich gar nicht nm einen Yerbranch, das Wasser 

sei gerade so gut Wasser wie vorher, nur der Verfügungsge- 
walt entzogen. Ob chemisch untersucht, das abgeleitete ^^'asser 
mek Torhanden ist» bleibt selbfityerständlich irreleyant Nach 
den Begriffen des gewöhnlichen Lebens ist es ebenso yOlüg 

verniclitet, als wenn es von der Erde aufgesogen oder ver- 
dampft ist. 

Es ist daher nicht zu bezweifeln, da£s ein derartiges Ab- 
leiten Yon Wasser in ein anderes Bett, nm die dadurch er- 
höhte Triebkraft dieses Wasserianfe ansznnntasen, den charaJcte- 

ristisclien Willen des Ableitenden dokumentiert, wie ein Eigen- 
tümer über dasselbe zu verfügen, und auf Giund obiger Aus- 
ftthmngen ist die Handlung daher als Diebstahl des Wassers 
zn betrachten. 

§7- 

Abgesehen von den Erörterungen der Torigen Paragraphen, 
die mehr spezielle Thatbestftnde betrafen, Metet sieh fttr die 

Behandlung desWasserdiebstalils eine grundsätzliche ganz eigen- 
artige Schwierigkeit in der subjektiven Seite des Deliktes, 
dem Vorsatz. 

Der Dolus bei dem Diebstahl, als vorsätzlichem Delikt,^^) 

besteht im Wissen und Wollen sämtlicher Begriffsmerkniale. 
Er ist'®) ein Doppelvorsatz, der sich zusammensetzt aus dem 
Willen bewni^t widerrechtlicher Aneignung einer Sache und 
bewuM widerrechtlicher Wegnahme der Sache aus fremdem 
Besitz. 

Der Thäter mufs daher das Bewuü^rfaein habeu 
1. die Sache wegzunehmen, 

T)or Di(>l)stalil kann nur Yortötslidi b^;uig«n werden. üUmann^l. 

Bg. Xornien II 550. 
Merkel in HH. 647 d. 
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2. (ials duä Aueiguen (und das Weguelimen) widerrecht*- 
lick 

3. dafls die Sache in fremdem Gewahnam steht, 
4 daft die Sache in fremdem Eigentum steht 

So wenipr mm die beiden ersten Tunkte i)rmzlpielle 
Schwierigkeiteu bereiten kininen, so zweifelhaft sind die übrigen. 
Nach den allgemeinen Grundsätzen molis der Th&ter also das 
BewnlMsein haben,**) dafe die Sache, die er wegnimmt, eine 
„fremde** ist, eine fremde im Gegensatz zn seiner eigenen nnd 
zu einer lieirenlosen. A\>r im Walde einen vom Fürster 
zum Zweck späterer Abholung versteckten Relibock findet 
nnd ihn in der Meinnng, es sei ein Stück Fallwild, weg- 
nimmt, kami nicht nach § 242 bestraft werden, denn er 
hielt die Sache fiir eine herrenlose, also nicht für eine 
„fremde". 

Eine konsequente Durchführung dieses Grundsatzes würde 
eme Bestrafüng wegen Wasserdiebstahls ziemlich illusorisch 
machen. Es hatte vorhin einer eingehenden dvilrechtlichen 
Untersuchung bedurft, um den Nachweis zu führen, in Avelcheu 
Fällen Was.ser eine ..fivinde" baclie sei und wann nicht. Es 
ist daher unmöglich, diese Xenntnis bei den betreffenden An- 
geklagten behaupten zn wollen. In den allermeisten Fflllen 
macht sich der Thftter Überhaupt gar keine VorsteUnng über 
diesen Tunkt; er weil's zwar, dals seine Handlung unerlaubt 
ist, ob er damit aber nur einen Eiugritf in ein ausschlielsliches 
Okkupationsrecht . begeht oder einen Diebstahl, liegt seinem 
VorstellnngsyermOgen so nnendtich fem, dafis in vielen FfiUen 
nicht einmal eine spätere Belehrung diesen Unterschied zmn 

Bestritten. 

•*) Allortlings braucht der ThUter niclit die Vorstellung zu haben, 

zu ,. stehlen'*. Der Vorsatz nmtafst die Han(Uun<i als ein sinnrüllifres Er- 
eignis, nielil aber in ihrer reehtlicheii Bedeutuu«;. Ob der Thiiter seine 
Handlung dem richtigen Straigeactz subsumiert oder uickl, ist gäuzUcU 
irrelevant. 
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Bewufstsein bringen würde. Jedenfalls dürfte bis auf wenige 
Fälle der erforderliche Nacliweis, dafs der Tliäter die Natur 
4e8 Wassers als einer fremden Sache gekannt habe, dorchans 
scheitern. 

Ganz ebenso ist es aber ancb bei der Bestrafimg der Weg- 

nähme solcher Sachen, die einem ausschliefsliclien Okkiipations- 
recht unterworfen sind (z. B. jagdharer Tiere, Fischen), die 
bald nach § 242, bald nach den betreffenden Sonderbestim* 
mnsgen erfolgt, je nachdem die Sach^ nodi herrenlos waren 
oder schon ^^fremde**. Jagen in einem Wildpark ist Diebstahl, 
«benso Fischen in einem geschlossenen Gewässer; ist der Park 
«der das Gewässer nicht völlig geschlossen, so liegt kein Dieb- 
stahl vor. Wie soll sich in diesen Fällen der nngebüdete Thäter 
den Unterschied vorgestellt haben, zn dessen Feststellung es 
bisweilen langwieriger Untersuchung bedarf? Wie soll man es 
z. B. einem masiu'ischen Bauer auch nur klar machen, dafs in 
dem einen See Fischen Diebstahl ist, in dem andern, der einen 
nnterirdisdien AbfioDs hat, dagegen nicht? Anch in diesen 
Fftllen wird also eine Anwendung des § 242 durchaus un- 
möglich, wenn mau die allgemeinen Grundsätze der Lehre 
vom Vorsatz durchfuhren wuIItc. 

Da die Besnltate für die Praxis dann durchaus unbe- 
friedigende werden würden, so ist man, ohne diese Ab- 
weichung wissenschaftlich begründet zu haben, in gewissen 
Fällen von den allgemeinen (Trundsätzen abgegangen. Kine 
übereinstimmende Praxis des Reichsgerichts verlaugt von 
dem Thäter nicht das BewuTstsein, da£s die Sache eine 
„fremde** ist, sondern es genügt ihr, wenn derselbe die that- 
jSächlichen Umstände kannte, welche die Sache zu einer 
„fremden" machen. Wer in einem Wildpark ja<^t, wird \\c<;cu 
Diebstahls bestraft, ohne weitere Untersuchung, ob der Thäter 
wufste, daüs durch Eingattem Wild aufhört, herrenlos zu 
sein oder nicht Wer in einem Teich oder See fischt, wird 
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wegen imbeftagten Fifichens, Unterscliliignng oder Diebstahl*^ 
bestaraft Je nach den oft schwer zn benrteil^den VerhUt- 

nissen, aber ohne Rücksiclit darauf, ob der Fischende die juri- 
stische 2^atur kannte oder nicht. 

Dementsprechend kemmt es anch gar nicht darauf an, 
dafe der Wasserdieb Kenntnis dayon hatte, dafti z. B. das znr 

Bewässeruug dienende Kanalwasser in fremdem Kigeutum 
steht oder nicht ; es genügt vielmehr, dals er es bewulst wider- 
rechtlich ablieik Sobald daher eine ciTihrechÜiche Unter- 
snehnng die Natnr des weggenommenen Wassers als einer 
fi^mden Sache festgestellt hat, ist die nnbefhgte Entnahme 
desselben (in der Absiclit rechtswidiiger Zueignung) als 
Wasserdiebstahl zu bestrafen. 

In dem speziellen Fall des ^\'asserdiebstahLB, wenn zur 
Bewässerung dienendes Wasser abgeleitet ist» kann es zn einer 
Kollision von Strafbestimmnngen kommen. 

In denjenigen Staaten nämlich, in denen besonder*' Polizei- 
gesetze das unbefugte Ableiten von Bewässerungswasser als 
Feldfrevel ahnden f&llt der Thatbestand der deliktischen 
Handlung sowohl unter dies Polizeigesetz, als unter § 242 
StGB., es konkurrieren also die Sonderbestimmung des Landes- 
rechts und die allgemeine des Keichsrechts miteinander. Die 
Gegensätze von gemeinem und partikuhirem, von allgemeinem 
und besonderem Becht sind hier yerbunden, lex generalis*") 
und lex specialis sind Ausflüsse verschiedener Bechtsquellen« 



*^ Vgl. Boterhtg im GS. 86. 660. 

*'0 Vgl. § 4. 
**) Bg. 1. 846. 
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Es können daher nicht ohne weiteres die allgemeinen Gnind- 

Sätze geltend gemacht werden, nach denen sich die Kon- 
koirenz innerhalb des KStGB. regelt, es ist vielmehr zunächst 
das Yerb&ltius von Boichs- und Landesstrafrecht zu berück- 
sichtigen und die Frage zu erOrtem, ob nnd me weit tber- 
haupt partikuläres Hecht Geltung gegenüber dem Beichsrecht 
beanspruchen kann. 

Die Frage ist hier von ausschlaggebender Wichtigkeit 
.. Entweder darf die Spezialbestimmung des landesrechtlichen 
Polizeigesetzes angewendet werden nnr solange, als der That* 
bestand eines reichsstrafgesetzlichen Paragraplien nicht erfüllt 
ist, oder sie behält auch diesem gegenüber Geltung. In dem 
letzteren Falle wfire der in Frage stehende Fall des Wasser- 
diebstahls z. B. in Frenliaen nach § 31 der Fddpolizeiordnnng 
za bestrafen, in dem ersteren nach § 242 BStOB. 

Die Frage nach dem Umfang eines dem Eeichsrecht 
gegenüber besonderen Partikularrechtes ist eine sehr be- 
strittene infolge der deutongs&higen Fassung yon § 2 des 
Einf&hnmgsgesetzes zmn BStGB. Die Meinongsversehieden- 
hdten basieren anf der Interpretation der beiden ersten Ab- 
sätze von EG. § 2 in ihrem Verhältnis zu einander, und ab- 
gesehen von einzelnen Abweichungen lassen sich zwei An- 
sichten feststellen, die schroff einander gegenüberstehen. 

Obereinstimmnng herrscht zwar im wesentlichen**) dar- 
über, dafs die besonderen Vorschriften des Landesstrafrechts** 
solche sind, die „Materien betreö'en, welche nicht Gegenstand 
des EStGB. sind'^, daDs also insoweit der zweite Absatz nur 
eine Wiederholung des ersten darstellt. Dagegen ist die Be- « 

6{»j y,,.] p^g 25)3 X. 9. — A. M. nur H. und 1)os()ndors Meves in der 
Allg. Deutschen Strafrecbiszoitung 1871 S. 543 ff. 8. 546: „Nach zwei Seiten 
soll, wio ECi. § 2 bestimmt, dem schon bestehenden Landesstrafrecht das 
Hecht der ferneren Existenz eingeräumt werden, nämlich einesteils b^ 
den Haterioiy die nicht G^natand des BStGB. geworden sind und 
andemteilfl im Bereioiie des Speaelgesetses." 
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dentang der mit „namentlidi'' anfefeführteii Voncbiifton Geg^ 

stand der Kontroverse. 

Die eine Ansicht behauptet» daiis die angeführten 8pezial- 
gesetse nur als Beispiele auf derselben Stufe mit den anden 
' Yonchriften ständen, nnd dafe also aneh diese besondere Tor- 
sehriften nur soweit bestehen, als sie Materien betreübn, die 
nicht Gegenstand das KStGB. sind. Die andere Ansicht, welcher 
auch die neueste Bearbeitimg dieser Frage sich angeschlossen 
hat^^X schreibt der Bestimmmng des zweiten Absatzes eine 
ftber die jEbcempliflkation hinansreichende Bedentong zn. Es 
sei nftmlieh gesetzlich deklariert, dafs alle „namentlich" auf- 
gefiilirten Materiell lüflit Gegenstand des RStGB. seien, dais 
also alle Yoi*schrillen dieser Gesetze, wenn auch nicht that- 
fl&chlich, so doch nach dem Willen des Gesetzgebers solche 
seien, welche das Beichsrecht neben sich dnlde. Thats&ch- 
lich habe das Eeichsrecht auf diesen Gebieten nur subsidiäre 
Geltung, sodafs das Landesrecht hier mit dem ßeichsrecht 
kollidierende Vorschriften aufrecht erhalten und an&tellen 
kOnne.^") — Halt man daran fest, daflai die „besonderen Toiv 
Schriften" des Absatzes 2 nur dasselbe bezeichnen, wie im Ab- 
'satz 1 „Materien, die nicht Gegenstand des RStGB. sind", so 
ist entscheidend für die kontroverse Aultassung der „nament- 
lich** aufgeführten Spezialgesetze die Untersuchung darüber, ob 
diese Spezialgesetze ebenfjalls als „besondere Vorschriften*' in 
besagtem Sinne aufgefafirt werden können oder nicht. Be- 
handeln auch diese nur Materien, die nicht Gegenstand des 
EStGB. sind, so verliert damit die Meinung, die ihnen eine 
Uber die Exemplifikation hinausgehende Bedeutung zuschreibt^ 

'öj Smffert in r. L. G. 56. 

,.l)urfli frcsetzliclie Fiktion" Bg. 1. 337. 

''^) Es ist zweifellos, dafs der Zeitpunkt des Erlasses der Landesge- 
aetee hier völlig irrelerEnt sein mufs; ob sie schon vor dem BStGB. be- 
«tanden, oder erst nachher ezlassen sind, bleibt für den unter Strafe ge- 
stellten Tbatbestand gleichgfiltig. A. H. nur .Hl 1. 100. 



Digitized by Google 



43 

jeden Gnmd; sie sind dflnn eben — der Wortlaiit weist darauf 

hin — nur Beispiele für besondere A'ürschriften, und auch in 
^esen Gebieten gilt das Eeichsrecht unbedingt, das Landes- 
tedit nur soweit, als es Lücken auszufüllen vermag. Wenn 
umgekehrt die angeführten Vorschriften sieh nicht mit den 
übrigen Vorsclirit'tcn auf eine Stufe stellen lassen, so könneu 
sie auch nicht nur als Beispiele betrachtet werden, und man 
hat dann wohl volle Berechtigong^ Wenn man ihnen dne 
ezemte Stellung einräumt 

Diese letztere Anschauung wird hauptsächlich vertreten 
durch Binding '^), der darauf hinweist, dal's viele von den all- 
gemein als bestehend anerkannten Feld- und Forstpolizei- 
gesetzen Verletzungsthatbestftnde enthalten, die Entwendungen, 
Sadibeschädiguugen etc. darstellen, also solche, die auch das 
RStOB. kennt. Besonders führt er auch noch den Holzdieb- 
stalil als eklatanten Beweis für seine Behauptung- an. 

Dagegen wird von der anderen Seite darauf hingewiesen, 
dafis die Delikte der in Frage kommenden Spezialgesetze in 
der Volksanschauung und von je her in der Gesetzgebung- 
thatsächlich von den allgemeinen 'riiatbeständen ausgeschieden 
sind und ihnen eine Sonderstellung eingeräumt wurde. Auch 
der Holzdiebstahl war von je her etwas wesentlich anders 
als der Diebstahl, „mit dem er nur den Namen gemein hat.** 

Die Ansichten stehen sich also unvereiubar gegenüber und 
auf Grund der Thatsache, das sowoiii Ofe/tawse«; wie v. Liszt 
die gegenteilige Ansicht des andern als die herrschende be» 
zeichnet, kann man wohl die Frage als eine offene betrachten. 

Abgesehen von den theoretischen Erwägungen wird man 
aber wohl jener Anschauung beipflichten müssen, welche das 



'*) S. 1. 846. 

V. L. 7a 

S. 14. 
'«j Ö. 7Ö. Anm. 4. 



Digitized by Google 



44 



l'ai tikularrecht soweit einscliränkt, wie nnr irg^end mönrlicli ; 
die Konsequenz der gegenteiligen Anschauung, dals gewisse 
Handlungen in einzelne Bundesstaaten nach deren Spezial^ 
gesetz, in andern dagegen, wo ein solches nicht besteht^ nach, 
dem BStGB. zn bestrafen sind, kann als eine erfrenlidie nicht 
bezeichnet werden. \\ Olil kann \'«'ianlassung sein, ein und die- 
selbe Handlung an einem Ort straflos zu lassen, an dem andern 
dagegen mit der gelinden Strafe eines Partiknlargesetzes zn ahn- 
den nnd so den lokalen BedOrfliissen Rechnung zn tragen, abor 
durchaus ist es nicht zu billip^en. dals ein(^ Handlunsr. welche das 
StGB, als Vergehen qualiftzicrt, durch partikulare Bestimmung 
mit Ubertretungsstrafe belegt wird; es kann dem Bechtsgef&hi 
nicht entsprechen, dafe jemand, wie in dem in Frage stehmden 
Fall, in Bayern wegen Diebstahls mit Geftngnis bestraft znm 
„unehrlichen ^lann" wird, in Preulsen dagegen tör ganz die- 
selbe Handlung nur einige Mark Geldstrafe erhält 

Bei dem Wasserdiebstahl wttrde es anch den Intentionen 

des Gesetzgebers durchaus zuwider laufen, wollte man statt 
§ 242 StGB, die mildere partikulare Bestimmung in Anwen- 
dung bringen. Bei der Aufiiahme dieser Bestimmung in die 
Feldpolizeigesetze war die Anschauung yertreten, dalls em 
derartiges Ableiten von Bewissemngswasser nach dem StGB, 
überhaupt nicht stralljar sei und dieser Anschauung verdankt 
g 31 des preiüsischen Feldpolizeigesetzes,") der für die übrigen 
Staaten yorbildHch geworden ist, seine Entstehung. Nicht um 
den Wasserdiebstahl als qualifizierten milder zu strafen, sondern 
um eine sonst straflos bleibende, aber sehr stralwilrdige Hand- 
lung zu ahnden, wurde jene Bestimmung, wie die Motive 
zum Begierungsentwurf der preuiSsischen Feldpolizeiordnung er^ 



") Resp. der q^leiclilauffnido § 4ö der ])i-riifs. VPO. von 1847. 
") Das lirauuscliweiger Puli/.t'isH•a^lJc^5cubut•il bestiiimii die Sub- 
sidiarität fttudriickliefa. i 
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geben, eingefügt Es entepriclit daher nur ebenso sehr den 
gesetzgeberischen Intentionen, me den Anforderungen einer 

einheitlichen Rechtsprechung, wenn die Ableitung von zur Be- 
wässerung dienenden AYasser, sobald damit der Thatbestand 
des § 242 BStGB. gegeben ist, nicht nach den partikalaren 
Spezialgesetzen, sondern nach dem Beichsgesetz bestraft wird. 

Daher ist Wasserdiebstabl stets nach § 242 BStGB. zu 
bestrafen. 

Biese Thatsacho kann m. £. als Stutze der v. Xi&erf sehen Inter- 
pretation Terwendet w«rden. 

Ans den Hotiren geht mit Sieheriieit hervor, dafs das Spesialgetets 

^ 31) als Bubsidäres von den legislativen Organen gewollt war. Sobald 
sonst ein Gesetz erlassen ist, welches als spezielles dem allgemeinen vor- 
gehen würde, das aber nur für diejenigen Fülle bestimmt ist, welche das 
StGB, nicht umi'afst, so wird die Auslegung stets dadurch siclu rgt^stellt, 
dafs die subsidiäre Natur der Bestimmung ausdrücklich betont wird, x. B. 
Strandnogsordnung § 31 („sofiwn nicht nadi allgemeinen Strafgcsetaen 
eine härtere Strafe verwirkt ist")i "^^diseachengesetB § 66 n. a^ Wenn 
nun die Bestimmung des § 31 der FPO. als subsidiäre zweifeUoB gewollt 
ist, ein besonderer Hinweis darauf aber nicht gegeben wnrde, so erscheint 
der Schlufs notwendig, dafs mit Kücksicht auf die allgemeinen Geltungs- 
grundsütze der Feldpolizeionlnnng gegenüber dem Keichsstratgesetzbuch 
ein derartiger Hinweis iiir notwendig nicht erachtet wurde, dafs also das 
Landeagesetz ab notwendig subsidiäres betrachtet ist. IHe Anschauung 
der legidatiTen Oigane Fkrenbena stimmt also mit der von von Ltttt Ter« 
tretenen Ansehaming dordians überein. 
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